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Landesintegrationsrat NRW 

25 Jahre Einsatz für natürliche 
Mehrsprachigkeit 

Chronik und Analyse 2000–2025 

Zusammenfassung der wesentlichen Beiträge, Initiativen und politischen Positionen 

 

Einleitung 
Der Landesintegrationsrat NRW – in seiner Frühphase als Landesarbeitsgemeinschaft der 
kommunalen Migrantenvertretungen NRW (LAGA) bekannt – setzt sich seit mehr als zwei 
Jahrzehnten für die Anerkennung und Förderung der natürlichen Mehrsprachigkeit von Kindern und 
Jugendlichen mit internationaler Familiengeschichte ein. Dieser Einsatz ist nicht als isoliertes 
Bildungsthema zu verstehen, sondern als integraler Bestandteil einer umfassenden Integrations-, 
Identitäts- und Chancengerechtigkeitspolitik. 

Diese Zusammenfassung zeichnet die wesentlichen Stationen dieses langjährigen Engagements 
nach. Besonderer Fokus liegt auf der Periode ab 2018, in der der Landesintegrationsrat seine Arbeit 
deutlich intensiviert, konzeptuell vertieft und politisch schärfer adressiert hat. Die Chronik zeigt: Die 
Argumente sind seit über zwei Jahrzehnten auf dem Tisch. Was fehlt, ist die konsequente politische 
Umsetzung. 

 

Teil I – Die Grundlegung (2000–2017) 

1. Der PISA-Schock und die erste Publikation (2003) 

Der Ausgangspunkt des langjährigen Engagements war die Veröffentlichung der ersten PISA-Studie 
(2001), die den Finger auf eine tiefe Wunde des deutschen Bildungssystems legte: In keinem 
anderen Land war der Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft und Schulerfolg so eng wie in 
Deutschland – und Kinder mit internationaler Familiengeschichte waren davon besonders stark 
betroffen. Rund 50 Prozent der getesteten Schülerinnen und Schüler mit internationaler 
Familiengeschichte erreichten höchstens die elementare Lesestufe I. 

Die Reaktion der LAGA NRW war eine doppelte: Erstens veröffentlichte sie 2003 das Buch 
„Natürliche Mehrsprachigkeit und Schulerfolge“, das aus einer öffentlichen Anhörung des Landtages 
NRW (9. Mai 2003) hervorging. Zwölf namhafte Expertinnen und Experten aus Sprachwissenschaft, 
Pädagogik und Schulpraxis trugen ihre Positionen vor. Das Buch verbreitete die Ergebnisse unter 
Eltern- und Lehrervereinen sowie der breiten Öffentlichkeit. 
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Kernbotschaft 2003: „Alle Argumente liegen auf dem Tisch – jetzt muss gehandelt werden!“ (Tayfun 
Keltek, Vorsitzender der LAGA NRW) 

Die Sachverständigen waren sich in zentralen Punkten einig: Die Ursache schlechter Schulerfolge sei 
nicht bei den Kindern selbst zu suchen, sondern in einem Bildungssystem, das auf die Potenziale 
mehrsprachig aufwachsender Kinder nicht eingehe. Die beste Förderung der deutschen 
Sprachkompetenz sei ein koordiniertes zweisprachiges Lernen, das den Muttersprachunterricht eng 
mit dem Regelunterricht verbindet. 

Gleichzeitig kritisierte die LAGA NRW scharf, dass das Land NRW genau in dieser Zeit die 
Lehrerstellen für den Muttersprachlichen Unterricht um ein Drittel kürzte – ein „Signal gegen die 
Mehrsprachigkeit“, das dem Befund der PISA-Studie diametral widersprach. Gemeinsam mit der 
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) sammelte die LAGA rund 80.000 Unterschriften 
gegen diese Kürzungen. Durch diese Aktion verhindert der Landesintegrationsrat NRW die Kürzung 
weiterer HSU-Lehrerstellen. 

Knapp zwei Jahre zuvor war am 18.1.2000 der Öffentlichkeit in den Räumen der 
Landespressekonferenz ein Dokument vorgestellt worden, das auf den PISA-Schock vorbereiten 
konnte. Die LAGA (der heutige Landesintegrationsrat) legte das „LAGA-Papier“ vor unter dem Titel: 
„Integration konkret – Die Schulerfolge von Migranten verbessern!“ Da hieß es zu Anfang: „Die 
Bildungsabschlüsse vieler Migranten sind besorgniserregend. Wenn man in diesem Land geboren 
worden ist, bedeutet dies noch lange nicht, in diese Gesellschaft auch integriert zu sein. 
Schülerinnen und Schüler mit Migrationshintergrund werden noch so lange ein wichtiges 
bildungspolitisches Thema bleiben, bis es gelingt, ihr Bildungsniveau dem in dieser Gesellschaft 
üblichen anzugleichen. […] Es mangelt gegenwärtig an geeigneten Strategien, um die Schulerfolge 
deutlich zu verbessern.“ Das Papier stieß auf eine breite Zustimmung bei den bildungspolitischen 
Sprechern aller Landtagsparteien, Wissenschaftlern, den Lehrerorganisationen oder dem Städtetag. 
Es motivierte auch dazu, auf die Suche nach den entscheidenden Schlussfolgerungen zu gehen für 
einen Befund, der von der PISA-Studie so eindrucksvoll untermauert wurde. 

2. 2004–2005: Dialog mit der Politik und erste Grundlagenpapiere 

Nach dem PISA-Schock von 2001 intensivierte die LAGA NRW ihre bildungspolitische Arbeit 
kontinuierlich und entwickelte ein dichtes Netz von Stellungnahmen, Briefen und Konzeptpapieren, 
die alle auf ein zentrales Ziel hinarbeiteten: die systematische Förderung der natürlichen 
Mehrsprachigkeit von Kindern mit internationaler Familiengeschichte als Schlüssel zum Schulerfolg. 

2004 setzte sich die LAGA in einem offenen Brief kritisch mit der Argumentation gegen das KOALA-
Projekt (koordiniertes zweisprachiges Lernen) auseinander und verteidigte dessen Wirtschaftlichkeit 
und pädagogischen Nutzen. Im selben Jahr nahm sie in einer Stellungnahme zum neuen Schulgesetz 
NRW Stellung und kritisierte, dass die PISA-Erkenntnisse kaum Eingang in die Gesetzgebung 
gefunden hätten. 2005 und 2006 folgten ausführliche Stellungnahmen zum neuen Kernlehrplan für 
den Muttersprachlichen Unterricht (MSU), in der die LAGA die Koordinierung von 
Herkunftssprachen- und Regelunterricht einforderte und auf das ungelöste Umsetzungsproblem an 
den Schulen hinwies. Parallel dazu wurde das Thema interkulturelle Elternarbeit als eigenständiges 
Handlungsfeld profiliert. 
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3. 2006-2007: Bilanz und Jubiläum 

Die LAGA NRW feiert im Landtag ihr zehnjähriges Bestehen – mit Reden von Integrationsminister 
Armin Laschet und WDR-Intendantin Monika Piel, die die bildungs- und medienpolitische Bedeutung 
der Organisation würdigten. Im Papier „Mehrsprachigkeit – ein Reichtum für alle! Für einen 
modernen Muttersprachlichen Unterricht“ fasste die LAGA ihre zentralen Forderungen zusammen: 
Erhalt und Ausbau des MSU, didaktische Vernetzung mit dem Regelunterricht, flächendeckende 
bilinguale Klassen sowie eine entsprechende Lehrerausbildung. 

4. 2008-2010: „Die interkulturelle Schule als Regelschule durchsetzen!“ – ein 
zukunftsweisender Meilenstein 

Einen besonderen Höhepunkt dieser Phase markiert das umfassende bildungspolitische 

Konzeptpapier „Die interkulturelle Schule als Regelschule durchsetzen! – Vorschläge der LAGA NRW 

für eine interkulturelle Reform der Schule“. Das Papier knüpft explizit an das erste PISA-Studie an 

und zieht zehn Jahre später Bilanz: Trotz gewachsenem politischem Problembewusstsein (Nationaler 

Integrationsplan 2007) fehle es weiterhin an einer strukturellen Reform des „monolingualen 

Habitus“ der Schule. Die LAGA entwickelte hier ein vollständiges Reformkonzept mit sieben 

Eckpunkten: 

1. eine neue pädagogische Philosophie des Lernens in der Migrationsgesellschaft, 

2. eine „interkulturelle Schule für alle Kinder“ als Alternative zum dreigliedrigen Schulsystem, 

3. „Mehrsprachigkeit für alle“ – verbindliche Drei-Sprachen-Kompetenz (Deutsch, Englisch, 

freie dritte Sprache inkl. Herkunftssprachen), 

4. Anreiz-, Unterstützungs- und Kontrollsysteme für Schulen, 

5. Verankerung interkultureller Inhalte in der Lehrerausbildung, 

6. Öffnung der Schule für Elternbeteiligung, 

7. ein eigener mehrjähriger „Schulpolitischer Kurs der LAGA“ zur Qualifizierung von 

Integrationsrats- und Vereinsmitgliedern. 

Diese Publikation gilt als eines der konzeptionell ausgereiftesten Dokumente der LAGA/des 

Landesintegrationsrates in diesem Themenfeld und bildete die argumentative Grundlage für viele 

spätere Forderungen. 

5. 2010-2011: Konkrete Einzelintervention und Forderungskatalog 

Im April 2010 wandte sich Tayfun Keltek in einem Brief an Schulministerin Barbara Sommer und 

kritisierte die Ungleichbehandlung bei der Anstellung von Lehrkräften: Während Lehrkräfte für den 

herkunftssprachlichen Unterricht strenge Sprachnachweise erbringen mussten, wurden im 

Programm „Teacher Acquisition Programme“ für Englisch, Französisch, Spanisch und Niederländisch 

keine vergleichbaren Deutschkenntnisse verlangt – ein Verstoß gegen das Prinzip der 

Gleichbehandlung aller Sprachen. 
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Unter dem Titel „Forderungen zur natürlichen Mehrsprachigkeit“ formulierte der 

Landesintegrationsrat einen detaillierten Katalog: zweisprachige Kindergärten und 

Grundschulklassen, zweisprachige Alphabetisierung, Wahlmöglichkeit der Muttersprache statt 

Englisch oder als Abiturfach, verbindliche schulische Förderpläne, Aufnahme der 

Mehrsprachigkeitsförderung in die kommunale Schulentwicklungsplanung sowie eine deutliche 

Erhöhung der MSU-Lehrerstellen. 

6. 2013: Strukturanalyse und Kritik am System 

In den „Thesen des Landesintegrationsrates NRW“ von Juni 2013 wurde eine nüchterne 

Bestandsaufnahme vorgenommen: Trotz vorhandener guter Praxisbeispiele bestehe ein anhaltendes 

„Umsetzungsdefizit“ in drei Bereichen – Unterrichtsentwicklung, Stellen/Qualität und institutionelle 

Strukturen. Kritisiert wurde insbesondere die organisatorische Trennung des Referats „Integration 

durch Bildung“ von den allgemeinbildenden Schulen im Schulministerium sowie das Fehlen von 

Qualitätskriterien bei der Stellenvergabe. 

Die Aktivitäten kulminierten 2014 in der Fachtagung „Mehr Sprachen für alle!“ in Dortmund 

(gemeinsam mit der Bezirksregierung Arnsberg) und dem „Dortmunder Appell“, der die natürliche 

Mehrsprachigkeit als gesellschaftlichen Reichtum und Mittel gegen Rassismus proklamierte – die 

programmatische Basis für die ab 2015 startende landesweite „Initiative Lebendige 

Mehrsprachigkeit“. 

7. Fachtagung „Mehr Sprachen für alle!“ und der Dortmunder Appell (2014) 

Die Aktivitäten kulminierten 2014 in der Fachtagung „Mehr Sprachen für alle!“ in Dortmund 
(gemeinsam mit der Bezirksregierung Arnsberg). Die gemeinsam mit dem Schulministerium und der 
Stadt Dortmund organisierte Fachtagung „Mehr Sprachen für alle! Die natürliche Mehrsprachigkeit 
an den Schulen in NRW fördern!“ am 17. September 2014 im Dortmunder Rathaus wurde zu einem 
bildungspolitischen Ereignis. 

Die damalige NRW-Schulministerin Sylvia Löhrmann würdigte das Engagement mehrsprachig 
arbeitender Schulen. Am Ende der Tagung verabschiedeten die Teilnehmenden den „Dortmunder 
Appell“, ein bildungspolitisches Manifest mit vier Kernforderungen: 

• Natürliche Mehrsprachigkeit ist ein Reichtum für alle – für Schülerinnen und Schüler und für 
die Gesellschaft insgesamt. 

• Die schulische Förderung der natürlichen Mehrsprachigkeit setzt an den Fähigkeiten der 
Kinder an und erleichtert zugleich den Erwerb der deutschen Sprache. 

• Die Wertschätzung, Anerkennung und Förderung der natürlichen Mehrsprachigkeit ist ein 
wirksames Mittel gegen Rassismus. 

• Die Umsetzung mehrsprachiger Angebote muss in ganz NRW systematisch organisiert 
werden – durch Schulen, Schulaufsicht, Kommunale Integrationszentren und 
Elternverbände. 
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8. Initiative „Lebendige Mehrsprachigkeit“ (2015–2017) 

Den politischen Impuls des Dortmunder Appells übersetzten der Landesintegrationsrat und die 
Landesweite Koordinierungsstelle Kommunaler Integrationszentren (LaKI) ab 2015 in eine konkrete 
Umsetzungsinitiative: die „Initiative Lebendige Mehrsprachigkeit“. 

Die Initiative wurde am 17. September 2015 in Düsseldorf feierlich gestartet – mit drei 
Landesministerien, zahlreichen Verbänden und Institutionen sowie wissenschaftlicher 
Unterstützung. Staatssekretär Thorsten Klute übernahm die Schirmherrschaft. 

Struktur und Reichweite 

Die Initiative umfasste zwei Ebenen: einen landesweiten Unterstützerkreis aus Ministerien, 
Kommunalverbänden, Wohlfahrtsverbänden, Wissenschaft und Migrantenvertretungen sowie lokale 
Koordinierungsteams in ausgewählten Regionen. Bis Ende 2016 hatten sechs Regionen offiziell 
mitgemacht: Dortmund, Gelsenkirchen, Bonn, Kreis Paderborn, Kreis Warendorf (Ahlen) und Krefeld. 

Inhaltliche Ziele 

• Schriftsprachlicher Ausbau der Herkunftssprachen in Koordination mit der deutschen 
Sprache 

• Ausbau bilingualer Kindertageseinrichtungen 

• Koordiniertes zweisprachiges Lernen in der Primarstufe (Modell KOALA) 

• „Muttersprache anstelle einer 2. Fremdsprache“ in den Sekundarstufen I und II 

• Landesweite Öffentlichkeitskampagne 

 

Teil II – Die Intensivierungsphase ab 2018 
Ab 2018 erhöhte der Landesintegrationsrat NRW den politischen Druck erheblich und vertiefte seine 
konzeptionelle Arbeit. Es entstanden mehrere grundlegende Positionspapiere, Gutachten und 
Publikationen, die den wissenschaftlichen Kenntnisstand systematisch aufbereiteten und konkrete 
Forderungen an die Landespolitik richteten. Diese Phase ist durch eine zunehmend schärfere 
politische Adressierung und ein breiter angelegtes Bündnismanagement gekennzeichnet. 

 

1. Überlegungen zum Ausbau zweisprachigen Lernens (2018) 

In einem internen Strategiepapier von 2018 konkretisierte der Landesintegrationsrat seine 
Vorstellungen für den schriftsprachlichen Ausbau der natürlichen Mehrsprachigkeit. Betont wurde, 
dass hierfür zunächst keine neuen Ressourcen benötigt werden – vielmehr müsse es gelingen, 
bestehende Lehrerstellen so einzusetzen, dass Herkunftssprachlicher Unterricht eng mit dem 
Regelunterricht verknüpft wird. 

Drei bereits erprobte Modelle wurden als Grundlage benannt: 

• KOALA – Koordiniertes zweisprachiges Lernen in der Grundschule 

• Bilinguale Klassen in der Grundschule 

• Unterricht in der Herkunftssprache anstelle einer 2. Fremdsprache in den Sekundarstufen 



Haroldstraße 14, 40213 Düsseldorf 
Tel. 0211-994160    Fax 0211-9941615 
info@landesintegrationsrat.nrw 
www.landesintegrationsrat.nrw 

 

 

 

 6 

Zusätzlich wurde die Einrichtung eines Studienganges zur Ausbildung von Lehrkräften für den 
Herkunftssprachlichen Unterricht in der Primarstufe gefordert, analog zur bereits bestehenden 
Türkisch-Ausbildung an der Universität Duisburg-Essen. Die Universität zu Köln zeigte Interesse an 
einem solchen Studiengang. 

2. Publikation „Alle Jahre wieder!“ – PISA-Kommentar (2018) 

Anlässlich der PISA-Studie 2018 veröffentlichte der Landesintegrationsrat den Kommentar „Alle 
Jahre wieder! Wann machen uns die PISA-Studien endlich wach?“. Der Titel war bewusst gewählt: 
Seit dem ersten PISA-Schock von 2001 hatte sich an der grundlegenden Problematik kaum etwas 
verändert. Vieles zu tun bedeutete noch nicht, das Richtige zu tun. 

Kernthese 2018: Die vorrangige Aufgabe besteht darin, die natürliche Mehrsprachigkeit der Kinder 
für die gesamte Schule nutzbar zu machen: als koordiniertes zweisprachiges Lernen für Kinder mit 
internationaler Familiengeschichte und als neuer Impuls für einsprachige Kinder. 

3. Dialog mit allen demokratischen Parteien (2019) 

Im Jahr 2019 intensivierte der Landesintegrationsrat seinen parlamentarischen Dialog erheblich. Es 
wurden Gespräche mit den schulpolitischen Sprecherinnen und Sprechern aller demokratischen 
Fraktionen des Landtags NRW geführt: Grüne (17. September 2019), CDU (24. September 2019), SPD 
(1. Oktober 2019) sowie FDP (3. Dezember 2019). 

Die Ergebnisse zeigten: Alle Fraktionen signalisierten Offenheit und Interesse. Den Gesprächen lag 
eine systematische Präsentation der PISA-Befunde zugrunde: 43 Prozent der Kinder mit 
Migrationshintergrund gehörten zur schwachen Leistungsgruppe, gegenüber rund 22 Prozent der 
Kinder ohne Migrationshintergrund. 

Gleichzeitig trieb der Landesintegrationsrat in dieser Phase die Frage voran, wie Antidiskriminierung 
im Schulgesetz NRW verankert werden kann – in Anlehnung an das Berliner Schulgesetz, das dieses 
Thema besonders detailliert geregelt hat. 

4. Gutachten „Natürliche Zwei- und Mehrsprachigkeit – Schlüssel zum 
Schulerfolg“ (2020) 

Das 2020 erschienene Gutachten von Christiane Bainski, ehemalige Leiterin der Landeskoordinierung 
Kommunale Integrationszentren, für den Landesintegrationsrat NRW ist die bisher umfassendste 
wissenschaftliche Aufbereitung des Themas in der Reihe der Publikationen des 
Landesintegrationsrates. Auf der Grundlage des aktuellen internationalen Forschungsstandes 
arbeitet es heraus, warum natürliche Zwei- und Mehrsprachigkeit ein Schlüssel zum Schulerfolg sind. 

Zentrale Erkenntnisse des Gutachtens: 

• In NRW hat bei Geburtenjahrgängen der letzten 10 Jahre der Anteil aus Familien mit 
Migrationsgeschichte den Landesschnitt von 50 Prozent überschritten. Mehrsprachigkeit ist 
keine Ausnahme, sondern Normalität. 

• Die Reaktion des Bildungssystems bleibt weit hinter den Anforderungen zurück. Das 
Versagen ist kein individuelles, sondern ein systemisches. 

• Zwei- und Mehrsprachigkeit sind weltweit die Norm. Das Bildungssystem ist noch immer 
entlang einer monolingualen Tradition ausgerichtet. 
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• Forschung und gute Praxis in KiTas und Schulen zeigen klare Wege. Die Diskrepanz zwischen 
Forschungsstand und Systementwicklung muss überwunden werden. 

Das Gutachten löste eine Reihe von Folgeaktivitäten aus und bildet die wissenschaftliche Grundlage 
für die späteren Positionspapiere und politischen Stellungnahmen des Landesintegrationsrates. 

5. Parlamentarisches Frühstück und politische Bildungsoffensive (2022) 

Am 2. November 2022 lud der Landesintegrationsrat zu einem „Parlamentarischen Frühstück“ unter 
dem Titel „Wege, den Bildungserfolg von Schülerinnen und Schülern mit internationaler 
Familiengeschichte zu verbessern“ in den Landtag NRW ein. Das Format richtete sich direkt an 
Landtagsabgeordnete und Mitglieder der Landesregierung. 

Die Veranstaltung bestand aus einem wissenschaftlichen Input zum Forschungsstand und zur Praxis 
zur Förderung natürlicher Zweisprachigkeit sowie einem Vortrag von Prof. Dr. Uslucan (Stiftung 
Zentrum für Türkei-Studien und Integrationsforschung) zur Bedeutung der Anerkennung von Bi-
Kulturalität für die Identitätsentwicklung. 

Politische Kernforderung 2022: „Es muss uns gelingen, die guten Gesetze und Erlasse flächendeckend 
und verbindlich umzusetzen – im Interesse jedes einzelnen Kindes.“ 

Im Anschluss rief der Landesintegrationsrat die Fraktionen dazu auf, – analog zur sogenannten 
„Integrationsoffensive“ von 2001, die einen fraktionsübergreifenden integrationspolitischen Konsens 
sowie einen Maßnahmenkatalog beschreibt – eine „erfolgsorientierte Bildungsoffensive im Sinne der 
Kinder und Jugendlichen mit internationaler Familiengeschichte“ in Nordrhein-Westfalen zu starten. 

6. Positionspapier „Identität stärken – natürliche Zweisprachigkeit fördern!“ 
(2022) 

Das Positionspapier von Oktober 2022 fasst den bildungspolitischen Grundkonsens des 
Landesintegrationsrates in acht zentralen Argumenten zusammen und adressiert direkt die neue 
Landesregierung von CDU und Grünen, die in ihrem Koalitionsvertrag 2022–2027 die Förderung von 
Mehrsprachigkeit und die Bekämpfung von Rassismus und Diskriminierung ausdrücklich 
aufgenommen hatte. 

Die acht Kernargumente des Positionspapiers: 

• Wertschätzung der Herkunfts-, Erst bzw. Familiensprache ist Wertschätzung der Identität – 
gerade bei Kindern und Heranwachsenden. 

• Zwei- und Mehrsprachigkeit sind weltweit die Norm; Einsprachigkeit ist die Ausnahme. 

• Die sprachliche Realität in den Klassen muss anerkannt und das Sprachpotenzial genutzt 
werden. 

• Die gezielte Förderung der Herkunfts-, Erst bzw. Familiensprache begünstigt das Erlernen 
der deutschen Sprache. 

• Förderung der Herkunfts-, Erst bzw. Familiensprache verbessert das metasprachliche 
Bewusstsein und die kognitiven Leistungen. 

• Mehrsprachige und interkulturelle Kompetenzen sind zentrale Qualifikationen in der 
Globalisierung. 

• Gleichberechtigung von Sprachen trägt zur Gleichberechtigung der sie sprechenden 
Menschen bei. 
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• Mehrsprachigkeitsförderung ist ein wirksames Mittel gegen Rassismus und Ausgrenzung. 

Das Papier verweist auf die rechtlichen Grundlagen: Das Teilhabe- und Integrationsgesetz NRW , 
KiBiz NRW sowie die EU-Vorgabe von 1995, wonach alle Schulabgängerinnen und Schulabgänger drei 
Gemeinschaftssprachen beherrschen sollen. 

7. Eckpunkte für eine Bildungsoffensive „Chancengerechtigkeit“ (2023) 

Das Eckpunktepapier benennt sowohl eine detaillierte Ausgangslage als auch einen umfassenden 
Maßnahmenkatalog auf Landes- und kommunaler Ebene. 

Ausgangslage 

40 Prozent der Schülerinnen und Schüler in NRW haben einen sogenannten Migrationshintergrund 
(an Grundschulen sogar 45 Prozent). Die PISA-Studie 2018 belegt strukturell begründete 
Ungleichheit. Eine Sonderauswertung von 2015 zeigt zusätzlich: Kinder mit internationalem 
Familienhintergrund sind besonders häufig von Mobbing und Diskriminierung betroffen. 

Zentraler Maßnahmenkatalog auf Landesebene (Auswahl) 

• Monitoring im Bereich KiTa und Schule auf Landesebene installieren. 

• Bilinguale KiTas einrichten, sofern mindestens zehn Eltern einer Sprachgruppe dies 
wünschen. 

• In der Grundschule koordinierte Alphabetisierung in Deutsch und einer Familiensprache 
ermöglichen. 

• Familiensprachen in der Sekundarstufe I als versetzungsrelevante Fächer anbieten 

• In der Sek II Familiensprachen als prüfungsrelevante Fächer für Abitur und Fachabitur 
einrichten. 

• Interkulturelle Pädagogik und transkulturelles Lernen in der Ausbildung von Lehrkräften und 
Erzieherinnen und Erziehern verpflichtend verankern. 

• Anzahl der HSU-Lehrkräfte erhöhen und diese in den Fachunterricht einbinden. 

• Anerkennung im Ausland erworbener Ausbildungstitel flexibilisieren. 

8. Publikation „Türkisch statt Englisch?!“ (2024) 

Die 2024 veröffentlichte Publikation mit dem bewusst provokanten Titel „Türkisch statt Englisch?! – 
Beiträge zur Debatte um die Förderung von Mehrsprachigkeit“ ist die jüngste Veröffentlichung in der 
Reihe der Publikationen des Landesintegrationsrats zum Thema natürlicher Mehrsprachigkeit. Der 
Titel verweist auf einen Zeitungsartikel von 2019, der Vorschläge von Tayfun Keltek zur 
Implementierung natürlicher Mehrsprachigkeit in Grundschulen mit einem skandalisierenden Titel 
versah, der die Aussagen Kelteks verzerrte und in dessen Folge eine öffentliche Debatte losbrannte. 

Die Publikation vereint vier wissenschaftliche Beiträge: 

• Christiane Bainski: Mehrsprachigkeit, Identitätsentwicklung, Bildungserfolg und kommunale 
Handlungsmöglichkeiten. 

• PD Dr. Nikolas Koch: Mehrsprachigkeit und kognitive Fähigkeiten bei Kindern. 

• Prof. Dr. Yüksel Ekinci: Diversitätssensible Didaktik für mehrsprachige Klassen. 

• Prof. Dr. Hacı-Halil Uslucan: Anerkennung von Mehrsprachigkeit als Voraussetzung 
gesellschaftlicher Teilhabe. 
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Die Publikation entstand als Reaktion auf die zunehmende Polarisierung des politischen Diskurses – 
und als wissenschaftliche Sachlichkeit gegen populistische Vereinfachungen. 

9. Schriftliche Stellungnahme zum SPD-Antrag „Mehrsprachigkeit an Schulen 
neu denken“ (2024) 

Im Jahr 2024 nahm der Landesintegrationsrat schriftlich Stellung zum SPD-Antrag „Mehrsprachigkeit 
an Schulen neu denken“ im Landtag NRW. Die Stellungnahme unterstützte den Antrag 
vollumfänglich und ergänzte ihn um konkrete Maßnahmenvorschläge. 

Besonders betont wurden: 

• Die wechselseitige Förderung aller Sprachkompetenzen: Herkunfts-, Erst- bzw. 
Familiensprache und Deutsch fördern sich gegenseitig. 

• Das Versagen des Systems, nicht der Kinder: Die Bildungsstudien belegen ein 
Systemversagen, keine Lernschwäche der betroffenen Kinder. 

• Das Modell der Berliner Europaschule als Vorbild für NRW. 

• Die Notwendigkeit einer gesamtgesellschaftlichen Perspektive: Integration gelingt, wenn 
„sozial-kulturelle Mehrfachzugehörigkeiten offen ausgehandelt werden können“. 

Als besonders dringlich empfahl der Landesintegrationsrat eine Stufenstrategie: 

1. Politisches Bekenntnis – Alle demokratischen Parteien sollen sich zu Mehrsprachigkeit als 
bildungspolitische Zukunftsinvestition bekennen und Ressourcen sowie Bundes-/EU-
Fördermittel bereitstellen. 

2. Lenkungsgruppe und Konzept – Eine parteiübergreifende Lenkungsgruppe (mit 
Landespolitik, Landesintegrationsrat, Wissenschaft, Kommunen, Schulen, Lehrerfortbildung) 
soll ein landesweites Konzept für koordiniertes mehrsprachiges Lernen erarbeiten, inklusive 
Monitoring. 

3. Bestehende Strukturen ausbauen – Schulen, die Herkunftssprachen bereits als versetzungs- 
bzw. abiturrelevante Fächer anbieten, sollen weiter gefördert werden. 

4. HSU-Unterricht stärken – Lehrkräfte für Türkisch nutzen – Ausreichend Stellen für bereits 
ausgebildete Türkisch-Lehrkräfte (Uni Duisburg-Essen) sicherstellen. Ausbau und bessere 
Integration des herkunftssprachlichen Unterrichts (HSU) in den Regelunterricht, 
Aufstiegsmöglichkeiten und Zusatzqualifizierungen für HSU-Lehrkräfte, bessere Information 
und Engagement von Schulaufsicht/-leitung. 

5. Anerkennung ausländischer Abschlüsse – Flexiblere Anerkennung im Ausland erworbener 
Lehramts-Ausbildungstitel, um mehr Lehrkräfte zu gewinnen. 

6. Bestehende Modelle analysieren – Erfahrungen mit KOALA, dem DemeK-Programm und 
Berliner Schulmodellen auswerten, um Gelingensbedingungen für eine flächendeckende 
Übertragung zu identifizieren. 

7. Modellregion testen – In den fünf größten NRW-Städten (Köln, Düsseldorf, Dortmund, 
Essen, Duisburg) sollen verschiedene Modelle – etwa bilinguale Schulen nach dem 
Europaschulen-Modell sowie Herkunftssprachen als prüfungsrelevante Fächer – zuerst 
erprobt und wissenschaftlich begleitet werden. 
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8. Wertschätzung erhöhen – Flankierende Maßnahmen wie eine/n Landesbeauftragte/n für 
Mehrsprachigkeit, Sensibilisierungsaktionen zum Tag der Muttersprachen und 
Unterstützung von Elterninitiativen. 

10. Offener Brief und Stellungnahme zum Antrag der Fraktionen von 
CDU/SPD/Grüne (2025) 

Am 20. Februar 2025 – anlässlich des Internationalen Tages der Muttersprache – sandte der 
Landesintegrationsrat einen offenen Brief an die Fraktionsvorsitzenden von CDU, Grünen und FDP 
im Landtag NRW. Anlass war die Ablehnung des SPD-Antrages „Mehrsprachigkeit an Schulen neu 
denken“ im Ausschuss für Schule und Bildung (11. Dezember 2024) und in der Plenarsitzung (30. 
Januar 2025). 

„Der Landesintegrationsrat NRW hält diesen Beschluss für einen schwerwiegenden politischen und 
strategischen Fehler.“ (Tayfun Keltek, Februar 2025) 

Im Brief wurden die zentralen Gegenargumente zur Ablehnung widerlegt: 

• Das Argument mangelnder Ressourcen ist nicht stichhaltig: Sogar für bereits ausgebildete 
Türkisch-Lehrkräfte fehlen Stellen. 

• Die angebliche Überforderung der Curricula ignoriert das eigentliche Problem: deren 
monolingualen Ausrichtung. 

• Der Verweis auf die Priorität des Deutschlernens ist wissenschaftlich überholt: 
Mehrsprachigkeit behindert nicht, sondern fördert das Deutschlernen. 

Gleichzeitig veröffentlichte der Landesintegrationsrat im Jahr 2025 eine ausführliche schriftliche 
Stellungnahme zum nun vorliegenden Antrag der Fraktionen von CDU,SPD und Grünen 
„Mehrsprachigkeit an Schulen stärken – eine Chance für die Gesellschaft und die persönliche 
Entwicklung“ sowie zum FDP-Entschließungsantrag „Ohne Deutsch keine Chancengerechtigkeit“. 

Die Stellungnahme 2025 bekräftigt die Unterstützung des erstgenannten Antrages und benennt 
konkrete Ergänzungen und Schärfungen. Unter anderem fordert der Landesintegrationsrat: 

• Erhöhung der Planstellen für den Herkunftssprachlichen Unterricht – als ersten Schritt: 
Rückkehr zum Stand von 2000 

• Ausweitung der grundständigen Lehrerausbildung für Herkunftssprachen an den 
Universitäten Essen und Köln 

• Stufenweise Angleichung der Vergütung der HSU-Lehrkräfte an den Tarifvertrag der 
regulären, angestellten Lehrkräfte des Landes. 

• Landesweite Einrichtung bilingualer Unterrichtsgänge – Modell: Staatliche Europaschulen 
Berlin – mit neun Sprachkombinationen (Arabisch, Bulgarisch, Griechisch, Italienisch, 
Kurdisch, Polnisch, Rumänisch, Türkisch, Ukrainisch) können 60% der Menschen mit 
internationaler Familiengeschichte in NRW erreicht werden 

• Verpflichtende Lehrkräftefortbildung zu Grundlagen des Lehrens in mehrsprachigen Klassen 
(Modell DemeK der Bezirksregierung Köln) 

• Einrichtung einer landesweiten Lenkungsgruppe mit allen relevanten Akteuren 
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Teil III – Fazit und Ausblick 

Was wurde erreicht? 

Das Engagement des Landesintegrationsrates NRW zur Förderung mehrsprachiger Kompetenzen hat 
in 25 Jahren eine beeindruckende Wirkung auf mehreren Ebenen entfaltet: auf den 
wissenschaftlichen Diskurs, die öffentliche Debatte und teilweise auch auf die politische 
Programmatik. Mehrere Erfolge lassen sich festhalten: 

• die Beibehaltung der HSU-Stellen in NRW 

• Mehrsprachigkeit wurde in NRW in Gesetzen und Erlassen verankert (KiBiz, Schulgesetz, 
Teilhabe- und Integrationsgesetz). 

• Der Koalitionsvertrag der CDU/Grünen-Landesregierung 2022–2027 adressiert die Förderung 
von Herkunfts-, Erst- bzw. Familiensprachen ausdrücklich. 

• Es entstand ein breites Netzwerk aus Kommunen, Schulen, Wissenschaft und 
Zivilgesellschaft, das die Initiative Lebendige Mehrsprachigkeit trägt. 

• Die wissenschaftliche Fundierung der Positionen des Landesintegrationsrates ist heute 
erheblich stärker als zu Beginn. 

• Der politische Dialog mit allen demokratischen Parteien wird kontinuierlich geführt. 

Was bleibt als zentrales Defizit? 

Bei aller Leistung bleibt das eigentliche Ziel – eine flächendeckende, verbindliche und systematische 
Förderung der natürlichen Mehrsprachigkeit an Schulen und KiTas in NRW – bis heute nicht erreicht. 
Die gesetzlichen Grundlagen sind vorhanden. Die wissenschaftlichen Erkenntnisse sind eindeutig. Die 
gute Praxis existiert. Was fehlt, ist der politische Wille zur konsequenten, ressourcengesicherten und 
flächendeckenden Umsetzung. 

„Die Idee der Mehrsprachigkeit als wertvolle Kompetenz muss endlich zur gelebten Praxis in den 
Schulen werden, damit nicht jahraus jahrein dieselben Diskussionen immer wieder aufs Neue geführt 
werden. Es ist an der Zeit. Hic Rhodus, hic salta!“ (Landesintegrationsrat NRW, Stellungnahme 2025) 

Ausblick 2025 und darüber hinaus 

Mit dem CDU/SPD/Grünen-Antrag 2025 eröffnet sich erneut ein politisches Fenster. Der 
Landesintegrationsrat hat seine Positionen klar formuliert und konkrete Maßnahmen benannt. Die 
Herausforderung bleibt, was sie seit 2003 ist: den Sprung von der Erkenntnis zur Umsetzung zu 
schaffen. 

Für die nächsten Schritte empfiehlt der Landesintegrationsrat: 

• Einrichtung einer verbindlichen, parteiübergreifenden Lenkungsgruppe 

• Landesweite Einrichtung bilingualer Schulen nach dem Berliner Europaschul-Modell 

• Systematische Erhöhung der HSU-Stellen und deren bessere Integration in den 
Regelunterricht 

• Verpflichtende interkulturelle Komponente in der Aus- und Fortbildung aller Lehrkräfte 

• Modellregionen in den fünf größten Städten NRWs mit wissenschaftlicher Begleitung 
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Dieses Dokument ist eine Zusammenfassung des Beitrages des Landesintegrationsrates NRW zur 
Förderung der natürlichen Mehrsprachigkeit. Es basiert auf den Originaldokumenten des 
Landesintegrationsrates aus den Jahren 2000 bis 2025. 
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Teil IV – Chronik der wichtigsten Meilensteine 
 

Jahr Maßnahme Bedeutung / Ergebnis 

2003 
Publikation & Landtags-
Anhörung 

Buch „Natürliche Mehrsprachigkeit und Schulerfolge“; 12 
Expertinnen und Experten; Reaktion auf PISA und 
Kürzung der HSU-Stellen 

2010 
Konzeptpapier Die interkulturelle Schule als Regelschule durchsetzen! – 

Vorschläge der LAGA NRW für eine interkulturelle 
Reform der Schule 

2014 

Fachtagung & 
Dortmunder Appell 

Gemeinsam mit Bezirksregierung Arnsberg und 
Schulministerium; politisches Manifest zur 
Mehrsprachigkeit an Schulen in NRW 

2015 
Start Initiative Lebendige 
Mehrsprachigkeit 

Auftakt in Düsseldorf mit drei Ministerien; 
Schirmherrschaft Staatssekretär im 
Integrationsministerium Thorsten Klute 

2018 
Strategie-papier & PISA-
Kommentar 

Konkrete Vorschläge zum Ausbau zweisprachigen 
Lernens; Publikation „Alle Jahre wieder!“ zu PISA 2018 

2019 

Parlamentarischer Dialog Gespräche mit schulpolitischen Sprecherinnen und 
Sprechern aller demokratischen Parteien des Landtags 
NRW; Bildungsoffensive gestartet 

2020 
Gutachten „Natürliche Zwei- und Mehrsprachigkeit – Schlüssel zum 

Schulerfolg“ von Christiane Bainski; umfassende 
wissenschaftliche Grundlage 

2022 
Parlamentarisches 
Frühstück & Positions-
papier 

Direkte Adressierung der Landtagsabgeordneten; 
Positionspapier „Identität stärken“ veröffentlicht; neuer 
Koalitionsvertrag NRW adressiert Thema 

2023 
Eckpunktepapier Detaillierter Maßnahmenkatalog für Bildungsoffensive 

„Chancengerechtigkeit“; Landes- und kommunale Ebene 

2024 
Stellungnahme & 
Publikation 

Unterstützung SPD-Antrag mit konkreten Ergänzungen; 
Publikation „Türkisch statt Englisch?!“ 

2025 

Offener Brief & 
Stellungnahme 
CDU/Grünen-Antrag 

Reaktion auf Ablehnung des SPD-Antrages; 
Unterstützung und Ergänzung des CDU/Grünen-
Antrages; 9 konkrete Maßnahmen 

 


